
FORUM AKTIVER DEMOKRATEN 

Deutschland einig Vaterland? 

Die Bürgerinnen und Bürger der DDR haben am 18. 
März 1990 nach 58 Jahren wieder ein Parlament in 
demokratischer, freier und unmittelbarer Wahl ge­
wählt. 
Mit der Wahl wurde ein vorläufiger Schlußpunkt unter 
die Entwicklung nach dem 9. November 1989 gesetzt. 
Jetzt wird der politische Weg der DDR von einem 
demokratisch gewählten Parlament und einer demo­
kratisch gewählten und legitimierten Regierung be­
stimmt. Natürlich gehören dazu noch die Kommunal­
wahlen und nach einer Entscheidung über die Bildung 
von Ländern in der DDR auch dort demokratische 
Wahlen. 
Demokratie bestimmt sich nicht von oben sondern 
muß von unten wachsen und in allen Verästelungen 
von Staat, Wirtschaft und Gesellschaft vorbanden 
sein. Insoweit hat die DDR noch eine lange Wegstrec­
ke vor sich. Ob die DDR diesen Weg noch alleine und 
in Selbstbestimmung gehen kann, ist nach der Wahl 
vom 18. März 1990 fraglich. 
Die Bürgerinnen und Bürger der DDR haben sich am 
18. März 1990 mehrheitlich für vermeintliche wirt­
schaftliche und soziale Sicherheit entschieden, weil 
bundesdeutsche W ahlkärnpfer aus der Regierungs­
koalition diesbezüglich Versprechungen abgegeben 
haben. Das Wahlverhalten der Menschen, die sich so 
entschieden haben, darf nicht kritisiert werden, da sie 
nach all den Jahren der Unterdrückung nach jedem 
Strohhalm greifen, der ein besseres Leben verspricht 
und deshalb Reden von Politikern einen hohen Stel­
len- und Glaubenswert beimessen. 
Jetzt sind die Politiker gefordert, die von bundesdeut­
scher Seite die „schnelle D-Mark", sichere Sparkon­
ten, sichere Renten und sichere Arbeitsplätze verspro­
chen haben. Diese Versprechungen sind unabhängig 
von der Bildung einer staatlichen Einheit zwischen 
Bundesrepublik Deutschland und DDR sofort in die 
Tat umzusetzen. 
Die deutsche Einheit selbst darf jetzt auch nicht über­
stürzt angestrebt werden. 
Das Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland ist 
als Übergangsregelung bis zur Schaffung eines ver­
einten Deutschlands mit einer endgültigen Verf as­
sung konzipiert. 
Das ergibt sich schon aus dem Wortlaut der Präambel 
des Artikels 146 GG. 
Artikel 146 (Ende der Gültigkeit des Grundgesetzes) 
„Dieses Grundgesetz verliert seine Gültigkeit an dem 
Tage, an dem eine Verf~ung in Kraft tritt, die von 
dem deutschen Volk in freier Entscheidung beschlos-

sen worden ist." 
Ein Anschluß von Ländern gemäß Art. 23 Grundge­
setz schafft keine endgültige Verf~ung. 
Artikel 23 (Geltungsbereich des Grundgesetzes) 
"Dieses Gesetz gilt zunächst in Gebieten der Länder 
Baden, Bayern, Bremen, Groß-Berlin, Hamburg, Hessen, 
Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pralz, 
Schleswig-Holstein, WürttembergBaden und Würt­
tembergHohenzollern. In anderen Teilen Deutschlands 
ist es nach deren Beitritt in Kraft zu setzen." 
Der neue gesamtdeutsche Staat braucht eine neue 
Verfassung. 
Auch heute noch ist der Weg, die Schaffung eines 
vereinten Deutschlands im Sinne des Art. 146 GG 
nach gleichberechtigten Verhandlungen zwischen beiden 
deutschen Staaten und einer Volksabstimmung herzu­
stellen, der richtige Weg. 
Nicht allen Politikern, die eine Vereinigung nach 
Art.23 GG anstreben, können unlautere Motive unter­
stellt werden. Allerdings muß festgehalten werden, 
daß ein Beitritt nach Art. 23 GG den Auftrag aus dem 
Art. 146 GG nicht aufhebt. Wer also die staats- und 
verf~ungsrechtlichen Aspekte genau kennt und 
dennoch für einen „ Anschluß" nach Artikel 23 GG 
plädiert, will sich die Tür zur "Wiedervereinigung" 
im Rahmen der Grenzen von 1937 offenhalten und ist 
auch jetzt noch nicht bereit, die polnische Westgrenze 
als endgültige deutsche Ostgrenze anzuerkennen. Zu 
dieser Frage wurden die Bürgerinnen und Bürger der 
DDR im zurückliegenden Wahlkampf im Unklaren 
gel~en, ja sogar getäuscht. 
Die internationale Dimension und die Unsicherheit 
für die deutschen Nachbarn, die eine Vereinigung 
nach Art. 23 GG weiterhin beinhalten würde, wird den 
Einigungsprozeß nicht beschleunigen, sondern ver­
längern. Der Einigungsprozeß Deutschlands muß in 
den europäischen Einigungsprozeß eingebunden sein 
und die weltweite Zusammenarbeit und Friedenpoli­
tik fördern. Wer nationale Grenzen in Europa im 
Rahmen einer Europäischen Einigung überwinden will, 
muß zunächst einmal bereit sein, diese Grenzen zu 
garantieren und zu sichern. Deshalb muß eine Verei­
nigung der beiden deutschen Staaten auch jede verfas­
sungsmäßige Hintertür für einen "Anschluß der ehe­
maligen deutschen Ostgebiete" ausschließen. Der 
deutsche Osten endet an der Westgrenze Polens. 
Erforderlich ist die zügige Weiterentwicklung der 
europäischen Gemeinschaft, hin zu einer europäi­
schen Union, die sich auf Frieden, Demokratie, sozia­
le Gerechtigkeit und bessere Arbeits- und Lebensbe-



dirigungen für alle gründet Der europäische Bini­
gungsproz.eß darf durch den deutschen Binigungspro­
z.eß nicht verlangsamt werden; im Gegenteil, er muß 
noch beschleunigt werden. Es darf nicht der Eindruck 
entstehen, wir Deutschen würden wegen der Einigung 
die europäische Einigung vernachlässigen. 
Das Ziel "Deutsche Einheit" ist so schnell wie mög­
lich zu verwirklichen. Das entspricht dem Wollen der 
Memchen in beiden deutschen Staaten. Dieses Wol­
len schließt ein, daß der Binigungsproz.eß unter sozia­
len wie internationalen Gesichtspunkten gesteuert wird. 
Das Selbstbestimmungsrecht aller Menschen setzt 
voraus, daß die Schritte zur deutschen Einheit das 
Ergebnis freier, demokratischer Entscheidungen der 
Menschen in beiden deutschen Staaten sind und sie 
gleichberechtigt zwischen den freigewählten Parla­
menten ausgehandelt und verwirklicht werden kön­
nen. Die Bürgerinnen und Bürger der DDR müssen 
ihre Identität bewahren und ihre politischen, kulturel­
len und sozialen Vorstellungen in den Einigungspro­
zeß einbringen können. 
Wer die Einheit Deutschlands wirklich will, muß von 
Anbeginn an soziale Konflikte vermeiden. Deshalb 
gehört zur Wirtschafts- und Währungsunion auch eine 
Sozialunion. 
Die angestrebte Wirtschafts- und Währungsunion darf 
nicht zu unkontrollierbarer wirtschaftlicher Macht 
führen. Es gibt in der DDR keine Wettbewerbs- und 
Kartellgesetzgebung, keine Mißbrauchsaufsicht. über 
marktbeherrschende Unternehmen und keine Konun­
trationskontrolle. Es besteht daher die Möglichkeit 
und Gefahr, daß Unternehmen in rechtsfreie Räume 
vorstoßen und so unkontrollierbare wirtschaftliche 
Macht entsteht. 
Es müssen alle Anstrengungen unternommen werden, 
den Menschen im anderen Teil Deutschlands nunmehr 
auch zu wirtschaftlicher Freiheit, Wohlstand und sozialer 
Sicherheit zu verhelfen. Eine Wirtschaftseinheit und 
Währungsunion zwischen beiden deutschen Staaten 
und die dazu gehörende Sozialunion sind ein wesent­
licher Schritt hin zur politischen Einheit und tragen 
zugleich dem Anliegen der Menschen in der DDR auf 
Verbesserung der dortigen Lebensverhäl~e Rech­
nung. Sie lassen sich auch vor einer staatlichen Ein­
heit verwirklichen. 
Wirtschafts- und sozialpolitischen Fortschritt in der 
DDR wird es nur auf der Basis einer Ordnungspolitik 
geben können, die marktwirtschaftlichen Prinzipien 
folgt. Sie ist auch Voraussetzung für die dringend 
notwendigen Investitionen. Private Investitionen in 
der Wirtschaft, die unabdingbar sind, m~en zur 
Gestaltung des wirtschaftlichen Bmeuerungsprozes­
ses in der DDR durch finanzielle Beteiligung von 
Bund und Ländern zur Verbesserung der dortigen 
Infrastruktur und Umweltsituation unterstützt wer­
den. Es muß nochmals betont werden, daß eine wirt­
schaftliche Neuordnung der DDR sozial abgesichert 
werden muß. Wirtschaftliche Effizienz und soziale 
Gerechtigkeit gehören in einer sozialen und ökologi­
schen Marktwirtschaft zu.c;ammcn. 
Bei der Hilfe für die DDR geht es nicht um einen 
Sanierungsfall, sondern um einen Investitionsfall, der 
den Banken, dem Handwerk, dem Handel und der 
Industrie bis weit in das nächste Jahrtausend kräftige 
Renditen sichert. 
Ohne die Sicherung der Rechte der arbeitenden Men­
schen, der Rentnerinnen und der Rentner, der neuen 
Arbeitslosen in der DDR wird es keine Einheit mit 
sozialem Frieden gcbm. Sozialer Friede m eine unab-
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dingbarc V oraussctzung für das 7,usarnrncnwach8cn 
der beiden deutschen Staaten. 
Der Kem einer marktwirtschaftlicn Ordnung liegt 
sowohl in der freien Preisbildung bei den Untcmeh­
mcm als auch in dem autonomen Aushandeln der 
Lohn- und Arbeitsbedingungen durch Tarifvertrag­
sparteien. Auch in der DDR muß daher Tarifautono­
mie gelten, was frei gebildete und unabhängige Ar­

. beitgeber- und Arbeitnehmerorganisationen und Gleich­
gewicht der Kräfte bedeutet. 
Freie, starke, demokratische und unabhängige Ein­
heitsgewerkschaften sind Voratwetzung jeder demo­
kratischen Gesellschaft. Sie sind Garantie für die 
demokratische Entwicklung in einer Gesellschaft. 
Deshalb muß es auch einen Umbau der Gewerkschaf­
ten in der DDR geben. Tarifautonomie, Streikrecht, 
Aussperrungsverbot und Mitbestimmung sind in ei­
nem gemeinsamen deutschen Staat verfassungsrecht­
lich zu garantieren. 
Unter dem Gesichtspunkt der Vereinigung der beiden 
deutschen Staaten ist die Einführung der D-Mark als 
gesetzliches Z.ahlungsmittcl in der DDR unverzicht­
bar. Die Gehälter und Löhne der Arbeitnehmerinnen 
und Arbeitnehmer müssen in ein Verhältnis von 1 zu 
1 zur D-Mark gebracht werden. Bin schlechteres 
Verhältnis würde den Lohn- und Gehaltsabstand zur 
Bundesrepublik unerträglich vergrößern. Die Verrin­
gerung dieses Lohn- und Gehaltsabstandes ist drin­
gend erforderlich. Sie muß auf der Basis der im Zuge 
der Wirtschaftsmodernisierung in der DDR zu erwar­
tenden schnellen Produktivtätssteigerungen erfolgen. 
Auch die Renten müssen im Verhältnis von 1 zu 1 
bewertet werden. Darüber hinaus müssen sofort Ge­
haltsempfänger sowie Rentnerinnen und Rentner beim 
Abbau von Preismlbventionen durch staatliche Ein­
kommensübertragungen wie Wohn- und Kindergeld 
und gegebenenfalls zusätzliche Anpassungen von Renten 
und Löhnen an das erhöhte Preisniveau unterstützt 
werden. 
Auch die Ersparnisse in der DDR m~en zu einem 
noch festzulegenden, an der Steigerung der Güterver­
sorgung und Produktivität zu orientierenden Zeit­
punkt im Verhältnis 1 zu 1 zur D-Mark umgestellt 
werden. Das kann und muß gegebenenfalls in mehre­
ren Schritten geschehen. Entscheidend ist, daß die 
Bürgerinnen und Bürger der DDR nicht auch noch um 
ihre Ersparnisse betrogen werden. Sie haben in den 45 
Jahren nach Kriegsende mehr als genügend Opfer 
gebracht. 
Die Einführung einer Währungsunion setzt die Betrie­
be und Verwaltungen in der DDR einem enormen 
Anpassungsdruck aus. Für die dortigen Arbeitnehme­
rinnen und Arbeitnehmer ist das mit der Gefahr von 
Arbeitslosigkeit verbunden. Deshalb muß so schnell 
wie möglich ein sich selbst tragender Prouß qualita­
tiven Wirtschaftswachstums in der DDR in Gang gesetzt 
werden. Dazu gehören Technologien und privates 
Kapital aus der Bundesrepublik und den übrigen 
westlichen Industrieländem und öffentliche Investi­
tionen zur V e~g der Infrastruktur, des Städte­
und Wohnungsbaus und der Umweltsituation in der 
DDR. Notwendig ist dabei auch die Umstrukturierung 
und Weiterentwicklung des beruflichen Qualifika­
ti~stems in der DDR in Richtung auf zukunftso­
rientierte und stärka dienstleistungsbemgene Wirt­
schaftsstrukturen. 
Ziel dieser Ma.8nahmm muß es sein, die Lebensbedin­
gungen der Menschen der DDR so schnell und so 
nachhaltig wie möglich zu verbessan und neue Ar-



beitspläue zu schaffen. um das Entstehen von Ar­
beitslosigkeit aufgrund des Strukturwandels der DDR­
Wirtschaft so weit es geht zu verhindern. Die Schaf­
fung einer funktionierenden Arbeitslosenversicherung 
und Arbeitsverwaltung wird dennoch unumgänglich 
sein. Dabei ist zu beachten. daß das bestehende sozia­
le Sicherun~ystem in der DDR umgestaltet, aber 
nicht rerschlagen werden darf. Die einheitliche Ren­
tenversicherung hat sich bewährt. Bei einer mögli­
chen Trennung der Sozialversicherung muß eine ein­
heitlich regional strukturierte Krankenversicherung 
auf der Grundlage einer Pflichtmitgliedschaft aller 
abhängig Beschäftigten eingeführt werden. Auch das 
wird nicht ohne finanzielle Starthilfen durch die 
Bundesrepublik zu leisten sein. 
Insgesamt gesehen kommen auf die Bundesrepublik 
erhebliche finanzielle Belastungen zu. weil die Wirt­
schaftskraft der DDR zur Finanzierung der notwendi­
gen Reformen nicht ausreicht. Das Ziel - die deutsche 
Einheit - rechtfertigt aber diese Belastungen ebenso 
wie das Gebot solidarischen Handelns zugunsten der 
Menschen in der DDR. Unverzichtbar ist die sozialge­
rechtc Verteilung dieser Belastungen. 
Prinzipiell bietet das Zusammentreffen eines großen 
Investitionsbedarfes in der DDR mit gewaltigen Kapi­
talexportüberschüssen der Bundesrepublik eine äu­
ßerst günstige Finanzierun~ituation sowohl für pri­
vate als auch für öffentliche Investitionen. Private 
Investoren verfügen darüber hinaus über umfangrei­
che liquide Investitionsmittel (ca. 46 Mrd. DM). 
Für erforderliche öffentliche Finanzierungen stehen 
konjunkturbedingte Steuermehreinnahmen von 20 Mrd. 
jährlich zur Verfügung, können umfangreiche Einspa­
rungen im Verteidigungshaushalt und der V erzieht 
auf den Jäger 90 beitragen und neben der Umwidmung 
von Zonenrand- und Bcrlinförderung auch Mittel aus 
dem EG-Regionalfonds eingesetzt werden. 
Zusätzliche soziale und finanzielle Belastungen müs­
sen den Beziehern mittlerer und niedriger Einkom­
men in der Bundesrepublik Deutschland nicht zuge­
mutet werden. 

Ausgelöst durch den Einsatz der Bürgerinnen und 
Bürger der DDR zugunsten ihrer Selbstbestimmungs­
rechte, demokratischer und rechtsstaatlicher Struktu­
ren sowie wirtschaftlicher Reformen ist die deutsche 
Einheit in greifbare N'"ahe gerückt. Die friedliche 
Revolution in der DDR und nicht der Wahlkampfein­
satz bundesdeutscher Politiker haben diesen Weg 
geöffnet. Deshalb ist es eine bittere Erkenntnis, daß 
die Revolutionäre und Reformer der ersten Stunde die 
großen Verlierer der Volkskammerwahl vom 18. März 
1990 sind. Es sind jene Bürgerbewegungen, die das 
stalinistische System seit Jahren mit großem Einsatz 
und unter Hinnahme von persönlichen Nachteilen und 
Einschränkungen bis zur Bedrohung von Gesundheit 
und Leben bekämpft haben. Diesen Menschen und 
Bewegungen müssen sich das neugewählte Parlament 
in der DDR, die neue demokratische Regierung und 
die Bundesregierung besonders verpflichtet fühlen. 
Die zu schaffende staatliche Einheit muß die Zielset­
zung der Revolutionäre und Reformer berücksichti­
gen; sie wäre ohne diese Bürgerinnen und Bürger in 
der DDR nicht möglich geworden. 
Vor 100 Jahren. am 18. März 1890, wurde Kanzler 
Bismarck von dem damaligen deutschen Kaiser aus 
seiner Funktion entlassen. Auch er stand einmal für 
die Bindung der deutschen Einheit. Die von ihm ge­
schaffene Einheit hatte vor der Geschichte keinen 
Bestand. Sie war mit Anlaß für zwei Weltkriege. Sie 
sollte den heutigen Politikern als Beispiel dafür die­
nen. daß Einheit nicht von oben verordnet, sondern 
von allen Menschen getragen und akreptiert werden 
muß. Auch deshalb sollten wir uns zu einer Einheit 
nach Art. 146 GG bekennen. 
In einem hatte Bismarck recht, als er 1869 schrieb, 
.. Wir können die Uhren verstellen. die Zeit geht des­
halb aber nicht rascher". 
Deutschland einig Vaterland? Es wird sich nicht ver­
wirklichen lassen. wenn wir die Uhren vorstellen! 

Karl-Heinz l1U1gmann 

Kommentar 
Betrachtet man das Ergebnis der ersten freien Volks­
kammerwahlen in der DDR am 18. März 1990, so 
stelle ich mir die Frage, ob dies tatsächlich eine 
Wahl zur Volkskammer war. Die Konservative 
Allianz hat zwar fast die Hälfte aller Stimmen auf 
sich vereinigen können. aber ist sie gewählt wor­
den? Immerhin handelt es sich bei der DDR-CDU 
um eine ehemalige Blockpartei, eine Partei, die 
über Jahrzehnte zusammen mit der SED gemeinsa­
me Sache gemacht hat. Es fällt daher schwer, nicht 
zu dem Ergebnis zu kommen. daß nicht über Par­
teien in der DDR, sondern ausschließlich über die 
in der BRD abgestimmt wurde. Dafür spricht auch 
der massive Einsatz westdeutscher Politiker im 
Wahlkampf. Dies soll nicht als Kritik am Wahlver­
halten der DDR-Bürger mißverstanden werden. 
Nur allzu verständlich ist ihr Wunsch, nach jahr­
rehntelaoger Nazi- und SED-Diktatur, die deut­
sche Einheit möglichst schnell zu vollziehen, um 
am bundesdeutschen Wohlstand zu partizipieren. 
Festzustellen bleibt dennoch, daß nicht de Maizie-

re oder Ebeling gewählt wurden. sondern "unser" 
Kanzler Kohl, der mit weitreichenden Wahlver­
sprechungen am ehesten den Hoffnungen der 
Menschen in der DDR nach einer Vereinigung 
Rechnung getragen hat. Gerade bei den Wahlauf­
tritten Kohl''s reigtc sich, daß immer mehr Bürger 
eine schnelle Vereinigung wollten. Darin allein 
sehen sie das Mittel, die wirtschaftlichen und fi­
nanziellen Probleme der DDR und ihre eigenen zu 
lösen. Je schneller, desto besser. 
Helmut Kohl hatte offenbar wie kein anderer diese 
Stimmung erkannt und sich zu Nuue gemacht. Das 
Versprechen. die Währungsunion bald einzufüh­
ren. die Sparguthaben 1: 1 umzutauschen. sind 
konkrete Beispiele. 
Die DDR-Bürger haben auch erfahren müssen. daß 
es schnelle Hilfe aus Bonn. wenn sie es überhaupt 
geben sollte, nur für eine boongcnchme Regierung 
in Ost-Berlin gibt. Die Modrow-Regierung hat 
dies zu spüren bekommen, auch wenn ihr de Mai-
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ziere und andere Politiker des Runden Tisches an­
gehörten. Manch einer wird sieb daher die Frage 
gestellt haben, welche Konscqucll7.Cll ein SPD­
Sieg habe. Für viele wird kaum vorstellbar gewe­
sen sein, daß der Regierungschef Böhme von Bonn 
mit gleichem Jubel gefeiert würde, wie de Maizie­
re. 
Überdeutlich wird dies auch in den hier sattsam be­
kannten Verleumdungen und Diffamierungen. Die 
alte Parole "Freiheit statt Sozialismus" grenzte 
auch die Sozialdemokraten deutlich aus, die -
hoffentlich immer noch - von einem demokrati­
schen Sozialismus träumen, ebenso wie ein großer 
Teil derjenigen, die die November-Revolution 
getragen haben, denen aber ein eigener Weg der 
DDR vorschwebte und die durch die Wabl zur 
Bedeutungslosigkeit verurteilt wurden. 
Für einen eigenen Weg war mehr als die Hälfte der 
DDR-Bürger die Zeit jedoch zu lang. "Die Men­
schen in der DDR haben sich für den schnellen 
Weg entschieden" (Böhme). Ob dies aber auch den 

• Strom der Übersiedler versiegen läßt, bleibt abzu­
warten, vor allem nach dem Bonner Kabinettsbe­
schluß vom 20.3.1990, die Notaufnahme von 
Übersiedlern aus der DDR zum 1.7.1990 abzu­
schaffen und nach der Einschätzung Kohl's, daß 
die DDR erst "unter vernünftigen Bedingungen in 
5 Jahren ein blühendes Land ist" 
Die "vernünftigen Bedingungen" kann man in der 
"Dresdener Erklärung" vom 18. März nachlesen: 
- Beitritt der DDR oder ihrer Länder nach Artikel 
23 Grundgesetz 
- Rasche Währungsunion 
- Übernahme dcsWirtschafts- und Sozialsystems 
der sozialen Marktwirtschaft. 
- Abschaffung des Gewerkschaftsgesetzes 
Der „ Anschluß" der DDR und ihrer Länder über 
Artikel 23 des Grundgesetzes entbindet die Kon­
servativen und Liberalen aber nur vermeintlich der 
Dis~ion um Wertentscheidungen unseres poli­
tischen und sozialen Systems. Mag sich unsere 
bestehende Wirtschafts- und Rechtsordnung auch 
dem real existierenden Sozialismus überlegen gezeigt 
haben, so ist es dennoch nur eine Etappe auf dem 
Weg ihn eine wirklich humane Gesellschaft. 
Es wird verkannt, daß das Grundgesetz nach seiner 
eigenen Präambel nur '1ür eine Ubergangszeit ge­
schaffen wurde. "Das gesamte Deutsche Volle bleibt 
auf gefordert, in freier Selbstbestimmung die Ein­
heit und Freiheit Deutschlands zu vollenden." 
Deswegen wird auch die neue Ordnung in Artikel 
146 des Grundgesetzes unter den Vorbehalt einer 
Verfassung gestellt, die von dem gesamten Deut­
schen Volle in freier Entscheidung beschlossen 
worden ist. Diese neue Ordnung wurde daher auch 
nicht als "Verfassung", sondern lediglich als 
"Grundgesetz" verstanden. Präambel und Artikel 
146 des Grundgesetzes zwingen, selbst nach einem 
Verfahren nach Artikel 23 Grundgesetz, zu einer 
verfassunggebenden Versammlung und einer Ent­
scheidung aller Deutschen über eine (gesamtdeut-
sche) Verfassung. • 
Die zu schaffende neue Verfassung muß einen auf 
Toleranz, Sozial-und Recbtsstaaatlicbkeit gegrün­
deten Staat weiterentwickeln. Zu fordern sind z.B. 
die verfassungsrechtliche Absicherung unmittel­
barer Gestaltungsrechte der Bürger über Volksbe­
gehren und Volkscntscheid, das Wahlrecht für alle 

im Staatsgebiet lebcodcn Meoscbcn, die uneinge­
schränkte gerichtliche Kontrolle von Maßnahmen 
der öffentlichen Gewalt, das Recht auf eioenbwnanen 
Arbeitsplatz, ausrcicbcndcn Wohnraum und glei­
che Bildungschancen, die Realisierung der Gleich­
stellung der Frau und eine verfassungsrechtliche 
Garantie des Umwelt- und Naturschutzes. 
Ober den Weg des Artikel 23 Grundgesetz darf 
daher Bestehendes nicht zementiert, das in der 
BRD bestehende politische und wirtschaftliche 
System nicht aufgezwungen und wirtschaftliche 
Überlegenheit nicht mißbraucht werden. . 
In diesem Zu.qroroeohang wird auch schnell ver­
gessen, daß ein Beitritt zukünftiger DDR-Länder 
den Länderfinanzausgleich, wie er zur Zeit in der 
BRD besteht, in Frage stellt. Die derzeitigen 
Bundesländer werden dann kaum noch etwas aus 
dem Länderfinanzausgleich erhalten. Nach Be­
rechnung des Landes Baden-Württemberg müßten 
sie vielmehr jährlich bis zu 20 Milliarden Mark 
Ausgleichsmittel an die DDR-Länder zahlen. Welche 
Auswirkungen dies insbesondere auf die finanz­
scbwachen Bundesländer bat, mag sich jeder selbst 
vorstellen. Sicherlich ist die Wiedervereinigung 
auch für uns Bundesbürger nicht zum Nulltarif 
zum haben. Dies mag ein Ausgleich dafür sein, daß 
die Kriegsfolgelasten bis heute fast a~eßlich 
von den Menschen in der DDR getragen werden 
mußten. ·Dennoch sind vorrangig die erforderli­
chen Geldmittel anders zu beschaffen. Gerade bei 
der voranschreitenden Abrimung können konse­
quente Einsparungen im Militärhaushalt dafür 
genutzt werden. 
Trotz aller entsprechenden Wahlversprechungen 
gegenüber den Menschen in der DDR kann eine 
Wiedervereinigung jedoch nicht von heute auf 
morgen vollzogen werden. Dies gilt auch für die 
von dem designierten DDR-Wirtschaftsminister 
Pieroth zum 1.7.1990 geforderte Währungsunion. 
Diese wird aus politischen und insbesondere öko­
nomischen Gründen bisher von Wirtschaftsfach­
leuten, Großbanken, Deutscher Bundesbank und 
den Topmanagern deutscher Großunternehmen 
abgelehnt. Es sei hier daran erinnert, daß auch die 
Europäische Währungsunion als Prozeß auf viele 
Jahre angelegt ist. Zwar muß eine Währungsunion 
nicht auf die lange Bank geschoben werden, ihre 
übereilte Einführung würde jedoch insbesondere 
der DDR-Wirtschaft schaden. Illiquidität der Be­
triebe. damit verbundene Betriebsschließungen und 
Arbeitslosigkeit sind ohne flankiermde Kredit­
maßnahmen die Folge. Die W-ahrungsunion, eine 
bessere Währung in der DDR, steigert auch nicht 
den Lcbensmandard in der DDR. Dies können nur 
Investitionen, die die Produktivität steigern. 
Eines ist allerdings sicher: Die Propagierung der 
sofortigen Einführung der Währungsunion bat sieb 
wahltaktisch bezahlt gemachL Durch den Wahl­
sieg der Konservativen läßt sich ein radikaler Ka­
pitalismus in der DDR imtallicren. Das zwi<K:ben­
zeitliche Einschwenken in der bundesdeutschen 
Wirtschaft auf diese W-ahnm.gsunion läßt befürch­
ten, daß er "reimporticrt" werden soll, um das in 
der BRD bcstchcnde soziale System und Arbcit­
nehmcacchtc weiter abzubauen. Die Gewerkschaf­
ten sollten hier ein Wllcbsames Auge haben und 
ihre Aktivitäten in der DDR verstärken, mn auch 
dort eine schlagkräftige Organisation aufzubauen. 
Hmtmut Sduz 



Reichsbanner intern 
Die Landeskonferenz in Hes.,en tagte 

Nachdem der Bundesvorstand die lkschl~ der letz­
ten Landeskonferenz von 1989 wegen Satzungsver­
stößen aufheben mußte, fand am 10. März 1990 eine 
außerordentliche Landeskonferenz in Frankfurt statt. 
Die Delegierten wurden dabei über die erfreulichen 
Entwicklungen im Landesverband unterrichtet. Es 
gelang u.a., den stagnierenden Ortsverband Darm­
stadt zu reaktivieren und auf sein Hinterland auszu­
dehnen. Dabei haben Kameraden aus Ober-Ramstadt 
wesentlichen Anteil. Aus ihren wachsenden Reihen 
wurde konsequenterweise auch der neue Landesvor­
sitzende, Manfred Fischer, gewählt. Er verkörpert mit 
seinen 41 Jahren genau jenen Jahrgang, den wir im 
Reichsbanner benötigen, um als politisch aktiver 
Verband auch in Zukunft einen politischen Einfluß zu 
haben. Mit viel Phantasie und energischer Tatkraft 
muß das Reichsbanner ja gerade in dieser überaus 
wichtigen und historischen Epoche geleitet werden. 
Der großen Mehrheit der Delegierten scheint Manfred 
Fischer der Kamerad zu sein, dem diese Aufgabe am 
ehesten zugetraut werden kann. Als 2. Vorsitzender 
wurde Alfred Körner vom Ortsverein Frankfurt ge­
wählt. 
Auch im Main-Kinzig-Kreis verzeichnet das Reichs­
banner einen positiven Mitgliederzuwachs, so daß wir 
vielleicht schon in den nächsten Monaten auch hier 
auf eine Neugründung eines Ortsvereins hoffen kön­
nen. 
In enger Kooperation mit dem geschäftsführenden 
Bundesvorstand will der Landesverband Hessen Kon­
takte zu Kameraden in der DDR aufnehmen. Wenn 
zusammenwächst, was zusammengehört, so gilt dies 
auch für das Reichsbanner. Darin waren sich alle 
Kameraden einig. Die Erfahrungen, die unsere älteren 
Kameraden aus zwei Republiken mitbringen, sind ein 
wichtiger Bestandteil beim Aufbau und Schutz einer 
Demokratie. Die Demokratie und die soziale Frage 
gehören zusammen, wer das eine ohne das andere 
will, gefährdet beide. Die Erziehung zu Toleranz muß 
sich gerade im wachsenden europäischen Rahmen 
bewähren. Die Kameraden des Reichsbanners im 
Landesverband Hessen sehen zuversichtlich der Zu­
kunft entgegen. 
A.M. 

Heinrich Bode ist tot 

Unser Bundespressereferent, unser Kamerad und Freund 
Heinrich Bode ist am 5. Januar 1990 verstorben. Sein 
Leben galt bis zur letzten Minute der Arbeiterbewe­
gung, dem Aufbau und der Verteidigung einer sozia­
len Demokratie. So verwundert es nicht, wenn sich 
dies auch ihn seinen Lebensdaten widerspiegelt. 
Am 28. März 1908 wurde Heinrich Bode als Sohn 
einer Eisenbahnerfamilie in Lehrte/Hannover gebo­
ren. Durch sein sozialdemokratisches Elternhaus kam 
er bereits früh zur Sozialistischen Arbeiterjugend Bad­
Nenndorf. 
Während der Weimarer Republik besuchte er die 
Akademie in ~ldorf, um Malerei und Graphik zu 
studieren. Doch sein politisches Engagement zog ihn 
mehr zum Journalismus hin. So absolvierte er ein 
Volontariat bei der sozialdemokratischen Zeitung 

VOLKSWACHT unter Max Nierich, um 1932 zur 
Frankfurter VOLKSSTIMME unter der Leitung v. 
Puttkammers zu wechseln. 
1933 mußte auch Heinrich Bode sich vor den Nazis 
verstecken. Wie viele Kameraden wanderte er von 
Kameraden zu Kameraden, bis er in Hahnheim bei 
Reichsbannerkameraden Unterschlupf fand. Durch 
Denunziation jedoch wurden er und sein Bruder F.rmt 
von der SA festgenommen und nach Mainz in Schutz­
haft gebracht. Drei Monate lang saß er ein. Danach 
ging Heinrich Bode in die Pfalz und nahm dort Kon­
takte zu der in der lliegalität arbeitenden SPD auf. 
1939 folgte seine Dienstverpflichtung zur Rüstungs­
firma HANOMAG in Hannover. 1942 wurde unser 
Kamerad Bode zur Marine-Abwehr eingezogen, wo er 
als Schreiber tätig war. Er hatte insofern großes Glück, 
als er dort auch Kontakte zu dem Widerstandskreis um 
Wilhelm Leuschner aufnehmen konnte. Als der zwei­
te Weltkrieg endlich zu Ende war, befand sich Hein­
rich Bode in Venedig. Die Engländer internierten ihn 
auf Rimini, entließen ihn jedoch bereits im Juli 1945 
nach Hannover. Sofort beteiligte er sich am Wieder­
aufbau der SPD unter Kurt Schumacher und Fritz 
Heine. 
In den Nachkriegsjahren verdiente er sich sein Brot 
als Mitarbeiter verschiedener Zeitungen und war 
freier Journalist. 1962 verlegte er seinen Wohnsitz in 
das Hessische Dietzenbach. Zusammen mit seiner 
Frau - Oberstudienrätin Ema Bode-Löwenberg, besaß 
er dort ein schönes, idyllisches Einfamilienlandhaus. 
Wie aktiv unser Kamerad Heinrich Bode am politi­
schen Leben beteiligt war, dies läßt sich nur schwer 
beschreiben. Die Liste der Organisationen, in denen er 
seine Arbeit leistete, ist endlos. Erwähnt seien hier nur 
die Friedrich Ebert Stiftung zur Aufarbeitung der 
Geschichte der Jugendbewegung, der Bundesvorstand 
der Falken, der Walter Hammer Kreis, die Union der 
Widerstandskämpfer, die ~oziation Deutschspra­
chiger Medien, der Verein der Geschichte der Arbei­
terbewegung in Frankfurt, der Seniorenbeirat der SPD­
Hessen Süd. 
Darüber hinaus darf aber nicht vergessen werden, daß 
Heinrich Bode stets den Kontakt zu Freunden und 
Kameraden im Ausland hielt. Er besaß ein Feriendo­
mizil in Osterreich. Dort traf er sich regelmäßig mit 
deutschen und österreichischen Freunden aus der 
Sozialdemokratie oder dem Reichsbanner, nicht zu­
letzt um die europäische Dimension einer Politik der 
Toleranz und des Abbaus von Feindbildern zu beto­
nen. 
So ist es nur konsequent, wenn Heinrich Bode auch 
Mitglied der SPÖ war und dem österreichischen sozia­
listischen Seniorenverband angehörte. 
Wir verlieren mit Heinrich Bode einen Kameraden, 
der bis in die letzten Tage seine ganze Kraft dem 
Reichsbanner zur Verfügung stellte. Mit ihm zusam­
men fuhren der 1. Vorsitzende Alfred Körner des 
Ortsvereins Frankfurt und ich nach Ober-Ramstadt, 
obwohl es ihm schon sichtlich schwer fiel. Er hatte mit 
unermüdlicher Energie den Kontakt zu Kameraden 
im Kreis Darmstadt auf genommen, um die alte Orts­
gruppe Darmstadt wiederzubeleben. Die ersten An­
fänge durfte er noch erleben. Ihm ist es auch zu 
verdanken, daß das Reichsbanner in Hessen nicht 
umfunktioniert und für eine Politik eingenommen 
wurde, die der eigenen Tradition widerspricht. Stets 
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achtete er wachsam darauf, daß, bei aller veränderten 
Bedingung, das Reichsbanner nicht grundsätzlich seine 
Position der Toleranz, des Abbaus der Feindbilder, 
der Wachsamkeit gegenüber Feinden der Demokratie, 
des Schutz.es der Verf~ung, aufgab. 
Es soll aber auch nicht verschwiegen sein, daß er, 
wenn er einmal von einer Sache fest übea.eugt war, 
hartnäckig sein konnte. V ersuchen, das Reichsbanner 
parteipolitisch einseitig auszurichten, wußte er mit 
viel Energie entgegenzutreten. 
Nicht zuletzt verdankt auch die Redaktion des Reichs­
banners Heinrich Bode viel. F.r schrieb nicht nur 
manch gut fundierten Artikel, er kümmerte sich auch 
um die organisatorischen Belange, die die Herausgabe 
einer solchen Zeitung mit sich bringt. 
Seine politische Kraft werden wir sehr vermissen. F.r 
war und wird uns immer ein guter Kamerad bleiben. 
A.Matwejew 

Paul Heubeck verstorben 

Unser Kamerad Paul Heubcck, Vorstandsmitglied im 
Ortsverein Frankfurt, ist verstorben. Lange Jahre hat 
er aktiv an der Arbeit des Ortsvereins Frankfurt mitge­
wirkt. Wir werden ihm ein ehrendes Andenken be­
wahren. 

Das Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold, 
Bund aktiver Demokraten e. V. 
sucht seine Kameraden in der DDR 

Am 22. Februar 1924 wurde in Magdeburg das Reichs­
banner Schwarz-Rot-Gold zum Schutze der jungen 
Weimarer Republik gegründet. Führende Vertreter 
der demokratischen Parteien SPD, DDP und Zentrum 
schlossen sich zu einer außerparlamentarischen Koa­
lition zusammen und schützten die institutionellen 
Strukturen der Demokratie gegen Rechts- und Links­
radikalismus. Aus den Reihen des Arbeitersports und 
der Gewerkschaften wuchs dem Reichsbanner bald 
eine große Mitgliederzahl zu, das Anfang der 30er 
Jahre ca. dreieinhalbmillionen Mitglieder vea.eich­
nen konnte. 
Nach der nationalsozialistischen Machtübernahme 
mußten viele Reichsbannermitglieder, die zu den 
republikanischen Farben der Wartburg- und Paulskir­
chenbewegung schwarz, rot, gold standen, ins Aus­
land emigrieren oder in den Untergrund gehen. Sie 
brachten einen hohen Blutwll im Kampf gegen den 
Hitlerfaschismus auf. 
Durch die veränderte politische Situation nach dem 2. 
Weltkrieg wurde das Reichsbanner mit einer verän­
derten politischen Konzeption neu belebt. War es vor 
1933 noch als militante Abwehrformation gegen 
demokratiefeindliche Kräfte konzipiert und mit einer 
militärähnlichen Formation ausgestattet, so wurde nach 
194S Wert darauf gelegt, daß die demokratische In­
tention des Reichsbanners mit den Mitteln der politi­
schen Aufklärung und Überzeugung gestärkt werden 
konnten. Wehrpolitische Verbände mit Uniformen 
und Aufmärschen wie vor 1933 wurden nicht wieder 
belebt. An deren Stelle trat die Vermittlung von F.r­
fahrungen und die publizistische Wachsamkeit geg­
nüber antidemokratischen Kräften. 
In der DDR gab es nach der zwangsweisen Vereinnah­
mung der SPD durcli die KPD zur SED für das 
Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold keine Eximenzgrund­
lage mehr, weil die SED als Nachfolgerin der KPD 
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über den heftigen Kampf des Reichsbanners gegen 
antidemokratische Verbaltemweisen der KPD wlh­
rend der Weimarer Republik wußte. Erst jetzt, nach 
der radikalen Veränderung der DDR, melden sich 
ehemalige Reichsbannermitglieder in der DDR wie­
der, die über all die Jahre hoffteJJ., an den ldralen der 
Paulskirchenbewegung und der republibniscb-dcmo­
kratischen Idee der Weimarer Republik aµknüpfen zu 
können. 
Der Bundesvorstand des Reichsbanner Schwarz-Rot­
Gold, Bund aktiver Demokraten e. V., sucht nun seine 
ehemaligen Kameraden aus der DDR. Sie mögen sich 
bitte unter folgender Anschrift beim Bundesvorstand 
melden: 

REICHSBANNER SCHW ARZ-ROT-OOLD 
Bund aktiver Demokraten e. V. 
Postfac,b 10 18 44 
tiOOO Frankfurt a.M. 1 

Gerade weil die Bürger der DDR über 40 Jahre einer 
undemokratischen Zwangserziehung ausgesetzt wa­
ren, werden jetzt die Kräfte um so mehr benötigt, die 
noch über demokratische Erfahrungen verfügen und 
diese weitergeben können. In diesem Sinne will das 
heutige Reichsbanner nicht nur Traditioospflege be­
treiben, sondern auch aktiv am Aufbau einer gesamt­
deutschen Demokratie mitwirken. 

Sozialpolitik 

Das Bundeskabinett hat den Entwurf des Anpassungs­
gesetzes in der Kriegsopferversorgung beschlossen, 
nachdem die Renten zum 1.7.1990 um voraussichtlich 
3,3% erhöht werden sollen. Der Anpassun~tz ent­
spricht der Erhöhung der Renten aus der gesetzlichen 
Rentenversicherung zum 1.7.1990 und damit der 
Lohnentwicklung des Jahres 1989 und kann sich im 
Laufe des Gesetzgebungsverfahrens aufgrund neuer 
statistischer Daten noch geringfügig ändern. Außer­
dem enthäh der Gesetzentwurf Vorschriften über die 
Versorgung Deutsch.er Kriegsopfer in Ost- und Südo­
steuropa. Für sie soll die Höhe der Leistungen nicht 
mehr in bloßen Richtlinien, sondern ebenfalls im 
Gesetz selbst geregelt werden. Vorgesehen ist ange­
sichts der anderen wirtschaftlichen Verhältnisse in 
Osteuropa, rund 1/3 der LeistungSÄtzc, die für Be­
rechtigte im Inland gelten. 
Die Rentenversicherungsträger rufen nunmehr die 
Angehörigen der Jahrgänge 1943 bis 1944 sowie 
nochmals die Berechtigten der Jahrgänge 1921 bis 
1942, die sich bisher noch nicht gemeldet haben, auf, 
die Anerkennung der Kindererziehungsuiten zu be­
antragen. Mütter, die bereits eine Versicherungsnum­
mer der gesetzlichen Rentenversicherung haben, werden 
von amtswegen angeschrieben. Die Kindercrziehungs­
uit ist bei dem V crsicherungszweig geltend zu ma­
chen, zu dem der letzte wirksame Beitrag entrichtet 
wurde, auch wenn dieser mittlerweile etstattet worden 
ist. Wer bisher nie versichert war, kann die Kinderer­
ziehungsuit wahlweise entweder in der Arbeitem:n­
tenversicherung odci- in der Angestelltenversicherung 
geltend machen. Die Bundesregierung hat außerdem 
den Entwurf des Rcotmanpassimgsg~ 1990 und 
den Rentenanpassungcht 1989 besc:blosaeo. Nach 
dem Rentcnanpassunggesctz sollen die Renten der 
gesetzlichen Renten- und Unfallversicbcrung vom 



1.7.1990 ebenfalls um 3,3% erhöht werden. Aufgabe 
des Rentenanp~gsberichtcs ist es, über die finan­
zielle Entwicklung der gesetzlichen Rentenversiche­
rung zu infonnieren und das aktuelle An~gsge­
setz finanziell zu begründen. Schwerpunkte sind 
dementsprechend die aktuelle Finanzlage der Renten­
versicherung, die voraussichtliche Entwicklung der 
Rentenfinanzen auf mittlere Sicht und die mögliche 
Entwicklung in einem Zeitraum von 15 Jahren. Nach 
dem Bericht wird die gesetzlich vorgeschriebene 
Liquiditätsreserve von einer Monatsausgabe der Ren­
tenversicherung in diesem Jahr um 2,1 auf 25,4 Mil-

liarden DM steigen, was zwei Monatsausgaben und 
damit der doppelten Mindestrücklage entspricht. Auch 
mittelfristig sollen sich bis 1993 keine Liquiditätspro­
bleme ergeben. Die mögliche Entwicklung der Ren­
tenfinanzen in den kommenden 15 Jahren bis zum 
Jahre 2003 stellt der Bericht in verschiedenen Mo­
dellrechnungen dar, denen alternative Annahmen über 
die Einkommens- und Beschäftigungsentwicklung 
zugrunde liegen. Nach den Modellrechnungen soll 
eine stabile F'manzentwicklung der Rentenversiche­
rung auch unter unterschiedlichen Annahmen zur 
Wirtschaftsentwicklung gesichert sein. 

Aus der Geschichte lernen 
100 Jahre 1. Mai 

Der 1. Mai als Tag der Arbeiterbewegung wird 1990 
zum 1 OOmal gefeiert. Da die Gewerkschaften einen 
Grundpfeiler einer demokratischen Gesellschaft dar­
stellen, hat das Reichsbanner natürlich eine gute 
Beziehung zu ihnen. Viele Reichsbannerkameraden 
kommen aus der Gewerkschaftsbewegung; mit ihr 
teilen wir auch die schmerzliche Erfahrung der Ver­
folgung durch das Nazi-Regime. 
Das Reichsbanner weiß aus der Geschichte, daß, wer 
immer die Handlungsfreiheit der Gewerkschaften 
zerstören will, letzlich die Demokratie selbst demon­
tieren will. Die Gewerkschaften waren es schließlich, 
die durch ihren politischen Kampf die materiellen, 
rechtlichen und sozialen Bedingungen erstritten ha­
ben, die eine wirkliche Demokratie erst möglich machen. 
So verwundert es nicht, wenn auch die Gewerkschaf­
ten am Kampf des Reichsbanners gegen die Zerstö­
rung der Weimarer Republik teilnahmen. Der 1. Mai 
war dabei ~er ein herausragendes Datum, an dem 
dies deutlich wurde. 
Der 1. Mai war stets ein Tag der Demonstration von 
Selbstbewußtsein der Arbeiterbewegung. Bereits 1890 
demonstrierten in Dresden 12.000, in Berlin und 
Hamburg ca. 25.000 Menschen für den 8-Stunden­
Tag. Dies, obwohl die Arbeitgeber am 2. Mai mit 
Aussperrungen reagierten, was für viele schwerwie­
gende Folgen haben sollte. Wer in seinen Papieren 
"Entlassen am 2.Mai" eingetragen bekam, war als 
Rebell stigmatisiert. Die Forderungen wurden aber 
nicht nur an die Unternehmer gerichtet, man wandte 
sich auch an den Staat. Man machte auch ihn für die 
soziale Frage verantwortlich. Und man war internatio­
nal. Man wollte nicht in einem Land, sondern interna­
tional den 8-Stunden-Tag eingeführt wissen. Die Mai­
Demonstrationen waren so von Anfang an ein Brük­
kenschlag über die Nationen hinweg. Allerdings war 
man nicht immer gefeit gegen eine nationalistische 
Welle. 1915 empfahl man keine Arbeitsruhe, sondern 
sprach von nationalen Verteidigungsanstrengungen, 
die es zu erfüllen galt. Aus dieser Fehleinschätzung 
jedoch haben die Gewerkschaften nach dem 1. Welt­
krieg konsequent Schlüsse gezogen, sich nicht mehr 
für einen Krieg einspannen lassen. 
Mit viel Phantasie umging man das Verbot der Maide­
monstrationen vor 1914. Man erklärte einfach, daß 
man Demonstrationen wohl verbieten könne, aber 
gegen "Spaziergänge" wohl nichts zu machen sei. 
1919 beschloß die Deutsche Nationalversammlung 
den 1. Mai zum gesetzlichen Feiertag zu erklären. Ab 

1920 übernahmen dies die einzelnen Länder, was aber 
bereits Mitte der 20er Jahre in verschiedenen Fällen 
wieder rückgängig gemacht wurde. Bereits 1928 be­
stätigte das Landesarbeitsgericht Frankfurt/Oder wie­
der, daß das Fernbleiben am 1. Mai vom Arbeitsplatz 
Grund zu einer fristlosen Entlassung sei. Der V ersuch 
der SPD, den 1. Mai als gesetzlichen Feiertag der 
Arbeit zu erklären, scheiterte. 
Die Spaltung der Arbeiterbewegung in SPD und KPD 
hatte auch auf die Geschichte der Maibewegung seine 
blutige Auswirkung. Trotz Verbot zogen am 1. Mai 
1929 KPD-orientierte Arbeiter zu Demonstrationen, 
bei denen es 29 Tote und mehr als 100 Verletzte gab. 
SPD und Reichsbanner sahen damals darin einen 
Putschversuch der KPD. Umgekehrt nahm die KPD 
dies zum Anlaß, die SPD mit den Faschisten auf eine 
Stufe zu stellen. 
1932 versuchten die Gewerkschaften zusammen mit 
der Eisernen Front die Maikundgebungen zu einem 
massenhaften Protest gegen die Nationalsozialisten 
zu nutzen. Man sah nicht tatenlos zu, wie die braune 
Gefahr wuchs, aber man fand auch offenkundig nicht 
die richtigen Mittel, die Gefahr aufzuhalten. 
Nach der Machtübernahme versuchte die Gewerk­
schaftsführung zu retten, was zu retten war, jedoch 
ohne Erfolg. Bereits 1933 erklärten die Nazis den 1. 
Mai als den "Tag der nationalen Arbeit", wobei die 
Betonung auf national liegt, um aber am 2. Mai syste­
matisch die Gewerkschaften zu zerschlagen und ihre 
Funktionäre und Mitglieder zu verfolgen. Viele von 
ihnen feierten die nächsten Jahre den 1. Mai im Unter­
grund oder trafen sich untereinander in Kaffees, um 
für die Zeit nach Hitler zu planen. 
Nach dem 2. Weltkrieg mußten die Gewerkschaften 
zuerst einmal sich dafür einsetzen, daß die Versor­
gung der Bevölkerung mit dem Notwendigsten gesi­
chert wurde. Aber man war frühzeitig dabei, aus der 
Geschichte Lehren zu ziehen, und forderte deshalb 
eine Demokratisierung und Sozialisierung der Wirt­
schaft. Nach der Konstituierung der Bundesrepublik 
Deutschland gelang es den Gewerkschaften, die Mit­
bestimmung in der Montaninduatrie durchzusetzen, 
allerdings mußten sie auch erleben, wie das Betriebs­
verf~ungsgesetz gegen ihren Willen vom Bundestag 
verabschiedet wurde. 
Die Forderungen aus den 50er Jahren sind heute teil­
weise Bestandteil unserer Demokratie und kaum mehr 
aus ihr herauszudenkcn. Mitbestimmung, sechs Wo­
chen Lohn im Krankheitsfall, gleiche Arbeit - gleicher 
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Lo~ aber auch die Forderung „Samstags gcllört Vati 
mir". 
Mit der Parole „Wiedervereinigung ohne Waffen" zeig­
ten die Gewerkschaften einen großen Weitblick. Frieden, 
Entspannung und Völkerverständigung sind ja auch 
Bedingungen für den inneren sozialen Frieden eines Landes. 
Wer den sozialen Konsens einer so vielschichtigen Ge­
sellschaft wie der Bundesrepublik in einem solchen Ausmaß 
mithergestellt. bewahrt und geschützt hat wie die Ge­
werkschaften, der hat auch etwas getan gegen jene F.ro­
sionskräfte, die diesen Konsens mit alten, überkomme­
nen Parolen zu zerstören suchen. Gerade die eigene 
Vergangenheit hat die Gewerkschaften, ähnlich dem 
Reichsbanner, gegnüber den schrillen, verführerischen, 
großsprecherischen Tönen mißtrauisch gemacht. 
Daß wir in der heutigen Bundesrepublik nicht in Weima­
rer Verhältnissen leben, dies verdanken wir u.a. den Ge­
werkschaften und deren 1. Mai-Aktivitäten. 
Wie wichtig für uns freie Gewerkschaften sind, dies 
macht uns gerade in den letzten Monaten das Beispiel der 
DDR klar. Freie Gewerkschaften und ihre demonstrati­
ven Forderungen zum 1. Mai sind ein Sprachrohr des 
demokratischen Faktors eines großen Teils des Volkes. 
Wer sie nicht hat, dem fehlt ein wichtiges Organ der 
Korrektur. 
Zum Schluß seien zur Erinnerung noch ein paar Forde­
rungen aus der Geschichte des 1. Mai seit 1946 zitiert, die 
belegen, daß die Geschichte mit der heutigen Zeit immer 
noch ein paar unabgegoltene Fragen stellt, wenn auch 

schon vieles encicht wurde. Wenn der soziale 
Sprengsatz. dei- in jcdei- Gesellschaft immer neu 
entsteht, dun:h demokratischen Dialog entschärft 
wird und sich die Parteien und Organisationen 
darüber einig sind, daß intolerante, totalitär einsei­
tige Lösungen abgelehnt werden m&sen, geht die 
Demokratie mit dem Wandel det Zeit. 

Hier nun ein paar Forderungen zum 1. Mai: 

1946 Für einen planvollen Aufbau da Wirtschaft 
1947 Sozialisierung und Mitbestimmung der Wirt-
schaft • 
1948 Die Schlüsselindustrien in die Binde des 
Volkes 
1949 Demokratischer Aufbau der Wirtschaft 
1951 Demokratie in Staat und Wirtschaft 
1953 Soziale Sicherheit und 40-Stunden-Woche 
1955 Für Wohlstand und Einheit in Freiheit 
1957 Wiedervereinigung, Frieden, sozialei- Fort­
schritt 
1962 In Frieden arbeiten, in Frieden leben 
1965 Wichtiger ist der Mensch 
1967 Auf sozialem Kurs voran 
A.M. 

r--------------------------------------~ 
In einer Zeit des politischen Aufbruchs sind die Erfahrungen der Demokraten wichtiger denn je. Darum bittet 1 
die Redaktion die Kameraden darum, für das Reichsbanner und seine Zeitung zu werben. 1 

Ich bestelle die Zeitschrift DAS REICHSBANNER - Forum aktiver Demokraten. 

Name:------------------------------------------

Vorname:-----------------------------------------

Straße:------------------ ---------------------

Wohnort: 

Datum: 

Ich bin auch an einer Mitgliedschaft im REICHSBANNER interessiert: Ja / Nein 

1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 
1 

L--------------------------------------J 

8 

Das Reichsbanner Erscheint sc11 192-1 

Organ des Reichsbanner Schwarz-Rot-Gold. Bund aktiver Demokralen e.V. 
und des Freihei1sbundes e .V. Berlin. Mitglied der Union Deut.scher Wider­
standskämpfer- und Verfolgtenverbände e. V. (UDWV). 
Gcnchtsstand und Erfüllungson : Frankfurt am Main. 
··oas Reichsbanner„ ist eine Publikation des Bundesvorstandes des Reichs­
banner Schwarz-Rot-Gold. Bund akt iver Demokraten e.V., Wi lhelm-Lcu­
schner-Straße 69-77, Postfach 10 18 44. 6000 Frankfun am Main 1. 
··oa.~ Reichsbanner" =~heint j3hrlich in vi~r Ausgaben. Der Bezugspreis 
betragt 6.00 DM zuzugltch Versandkosten ,m Jahr. Abbe,tellungen bis 6 
Wochen vor Jahresschluß. 
Gesamtherstellung: Druckerei Lehmann. Ahornmaße 30. 6230 Frankfun 
am Main 80. 
Redakt ion: Karl -Heinz Jungmann (presserechtlich verantwon lich). 
- ~ • .... • • ' - • ' . Hartmut 
Schutz (Redak teur). 
Anschrift des Verlages der Redaktion und des Vertriebs: Postfach 10 18 44. 
6000 Frankfun am Main 1. 
Für unverlangt eingesandte Manuskripte wird keine Gewähr übernommen. 

amentlich gezeichnete Beiträge ste llen nicht unbedingt die Meinung der 
Redaktion dar. Offizielle Ste llungnahmen des Reichsbanner Schwarz- Rot­
Gold. Bund aktiver Demokraten e.V. werden gekennzeichnet. 


